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Zur Optimierung der Situation wurde in einem ersten Schritt unterdessen veranlasst, die 
Beschränkung der in dem Straßenabschnitt bereits bestehenden Haltverbotbereiche zeitlich 
auszudehnen. Die Maßnahme ist mit der MVG, der Polizei und dem Bezirksausschuss 
abgestimmt.

Im Rahmen der Umsetzung der Maßnahme wird beobachtet, ob sich die Auswirkungen positiv 
auf die Einhaltung der MVG-Fahrpläne auswirken und inwieweit sie Einfluss auf das 
Verkehrsgeschehen insgesamt haben.

Der mit dem Antrag geforderten Einberufung eines Ortstermins ist das Mobilitätsreferat nicht 
abgeneigt. Der Termin soll – wie mit dem Vorsitzenden des Unterausschusses ‘Städtebauliche
Entwicklung, Mobilität, Wohnen, Gewerbe, Digitalisierung‘ vereinbart – jedoch erst nach 
erfolgter Umbeschilderung der erweiterten Zeitzusätze erfolgen. Wer wen zu welchem 
Zeitpunkt und mit welchem Teilnehmerkreis zum Ortstermin einlädt, ist auf Initiative des UA-
Vorsitzenden und dem Verfasser dieses Schreibens bilateral zu vereinbaren (Kontaktdaten 
siehe Briefkopf).

Wie beantragt, erhalten die Kommunale Verkehrsüberwachung sowie die örtliche 
Polizeiinspektion einen Abdruck dieses Schriftverkehrs.

Der Antrag des Bezirksausschusses ist mit den Ausführungen geschäftsordnungsmäßig 
behandelt.

Mit freundlichen Grüßen

gez.
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